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Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Regionalrat nimmt den Sachstandsbericht der Bezirksregierung zur Kenntnis
und bittet die Bezirksregierung, die Kommunen bei der Erarbeitung von kommunalen 
Lösungswegen bei der Steuerung der Intensivtierhaltung weiterhin zu unterstützen. 
 
Diese Vorlage ist Beratungsgrundlage zu 
 

 TOP 4 der Sitzung der Planungskommission Münsterland am 17.06.2009 
  

 TOP 9 der Sitzung des Regionalrates am 22.06.2009 
 
  

für die Planungskommission Münsterland: 
      Zustimmung                         Kenntnisnahme 

 
für den Regionalrat:  

 Zustimmung     Kenntnisnahme 
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„Regionalplanerische Steuerungsmöglichkeiten für die Ansiedlung von Intensivtierhal-

tungsanlagen im Münsterland“ 

 
 
1) Veranlassung: 

 
Seit Jahresbeginn 2008 wurden in den Kreisen des Münsterlandes insbesondere in Coes-
feld und Steinfurt eine Vielzahl von Anträgen auf Errichtung von Tierhaltungsanlagen ge-
zählt (hiervon allein 13 Geflügelhaltungsanlagen im Bereich der Stadt Billerbeck).  
In den betroffenen Kommunen hat sich seitens der Bürgerschaft und auch in den Gemein-
deräten erheblicher Widerstand gegen diese gewerblichen Tierhaltungsbetriebe formiert. 
Die Stadt Billerbeck stellte daher im Sommer 2008 an den Regionalrat die Anfrage, ob auf 
Ebene des Regionalplans die Intensivtierhaltungsbetriebe gesteuert werden können. Dar-
aufhin hat die Planungskommission des Regionalrates die Bezirksregierung gebeten, zu 
prüfen, ob es Möglichkeiten einer planerischen Steuerung der Mastbetriebe im Regional-
plan gibt. 
Konkretisiert wurde diese Anfrage durch den Antrag der Fraktion „Bündnis 90 / Die Grü-
nen“ vom 17.02.09 (Anlage 1) mit der Bitte, die Möglichkeiten der Steuerung von Mast-
betriebe für die Fortschreibung des Regionalplanes, Teilabschnitt Münsterland darzustel-
len und zu beurteilen.   
Der Regionalrat hat in seiner Sitzung im März 2009 die Bezirksregierung gebeten, diese 
Anfrage zu beantworten. 

 
2) Durchgeführte Arbeiten zur Sachverhaltsermittlung: 

 

 Im Rahmen der Sachverhaltsermittlung hat die Bezirksregierung durch intensive Recher-
chen sich ein Bild verschafft, welche Varianten der Steuerungsmodelle von Tierhaltungs-
anlagen bundesweit eingesetzt werden. 

 Die Bezirksregierung hat eine Vielzahl von Gesprächen mit unterschiedlichen Teilneh-
merkreisen geführt, in denen die Steuerung von Tierhaltungsbetrieben unter den verschie-
denen Belangen (Tierseuche/Tierhygiene, Immissionsschutz, Städtebau, Freiraumbelange, 
Bürgerinteressen, etc.) beleuchtet wurden.  

 
Gesprächspartner waren: 
 

• die Kreise des Münsterlandes,  
• die Stadt Münster,  
• das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV),  
• die Landwirtschaftskammer NR (LWK)  
• der Westfälisch-Lippischer Landwirtschaftsverband (WLV), 
• der Landkreis Emsland 
• das Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Energie (MWME), 
• das Ministerium für Bauen und Verkehr (MBV), 
• das Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz (MUNLV) und 
• die „Bürgerinitiative für die Werterhaltung der Region Billerbeck“ 
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3) Situation der Tierhaltungsbetriebe im Münsterland: 

Nach Auskunft der LWK gibt es im Münsterland drei wesentliche agrarstrukturelle Grup-
pen bei den Masttierhaltern: 
 

• Legehennenmast:  

Während die überwiegend kleineren Betriebe unter die Kategorie wirtschaftliche 
Tierhaltung einzuordnen sind, sind die wenigen großen Betriebe, die für den 
Großhandel produzieren, den gewerblichen Mastbetrieben zuzuordnen. Durch die 
neue Käfigverordnung wird die Zahl der Legehennenhalter allerdings spürbar zu-
rückgehen. 

 
• Hähnchenmast:  
 Betriebe sind überwiegend (ca. 95 %) als gewerblich einzuordnen. 

 
• Schweinemast:  

Diese Mastbetriebe sind bis auf 5 bis 10% als landwirtschaftliche Betriebe einzu-
ordnen. Zurzeit nimmt die Antragstellung auf neue Schweinemastställe jedoch zu. 
Diese Betriebe werden dann überwiegend als gewerblich zu beurteilen sein. 

 
In den Gesprächen mit den Kreisen des Münsterlandes, der LWK und dem WLV wurde 
deutlich, dass es zur Zeit bei der Ansiedlung von Intensivtierhaltungsbetrieben, insbeson-
dere mit Hähnchenmastbetrieben in den Kommunen Billerbeck, Steinfurt und Schöppin-
gen intensivere Diskussionen zu diesem Thema gibt.  
 
Somit kann festgestellt werden, dass es zurzeit kein flächendeckendes Problem mit 

der Ansiedlung von Mastbetrieben im Münsterland gibt.  

 

Es hat sich gezeigt, dass insbesondere die Standorte geplanter Stallungen Probleme berei-
ten, die zu nahe an die Wohnsiedlungsbereiche und an Wohnhäuser im Außenbereich oder 
isoliert im Freiraum ohne räumliche Anbindung an die Hofstelle geplant werden. Die 
Kommunen sehen auch die Gefahr, dass durch die Errichtung von zusätzlichen Mastbe-
trieben in der Nähe von Siedlungsbereichen, die zukünftige Siedlungsentwicklung er-
schwert bzw. verhindert wird. 
 

Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass der Ansiedlungsdruck im Münsterland zukünftig 
steigen wird. Grund dafür ist, dass in anderen Gebieten Deutschlands mit traditionell vie-
len Tierhaltungsbetrieben, wie z.B. dem Emsland nun die Kommunen beginnen, über die 
Bauleitplanung die Antragsflut in geregelte Bahnen zu lenken. 

 
 
4)  Bauplanungsrechtliche Beurteilung der Mastbetriebe: 

In der Regel werden Tierhaltungsanlagen im Außenbereich geplant und dabei den Rege-
lungen des § 35 BauGB unterzogen. 
Hierbei werden die Tierhaltungsbetriebe in zwei Kategorien „landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Tierhaltung“ unterteilt.  
Um einen landwirtschaftlichen Tierhaltungsbetrieb handelt es sich dann, wenn der Be-
trieb gem. § 201 BauGB auf seinen eigenen Flächen bzw. mittel- bis langfristigen Pacht-
flächen den überwiegenden Anteil  der Futtergrundlagen (mindestens 51%) für das ge-
plante Tierhaltungsvorhaben rein rechnerisch selber bereitstellen kann. In diesem Fall 
dient das Vorhaben dem landwirtschaftlichen Betrieb und ist nach § 35 Abs.1 Nr.1 
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BauGB als besonders privilegiert zu beurteilen und zu genehmigen. Die Prüfung, ob ein 
Tierhaltungsvorhaben die Vorraussetzungen nach § 201 BauGB erfüllt, prüft die Land-
wirtschaftskammer.  
Erfüllt ein Vorhaben diese Vorraussetzungen nicht, wird es als gewerbliche Tierhal-

tungsbetrieb beurteilt. Bauplanungsrechtliche Grundlage der bisherigen Praxis für die 
Genehmigung dieser Vorhaben ist der Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr.4 
BauGB. Hier werden Vorhaben erfasst, die  
 

• wegen ihrer besonderen Anforderungen an die Umgebung oder 
• wegen ihrer nachteiligen Wirkungen auf die Umgebung oder 
• wegen ihrer besonderen Zweckbestimmung 
 
nur im Außenbereich ausgeführt werden sollen. 

 

Die Beurteilung der gewerblichen Tierhaltungsbetriebe nach § 35 Abs. 1 Nr.4 BauGB 
stützt sich auf einen Beschluss des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG) vom 
27.06.1983 – 4B 201.82. Da die gewerblichen Tierhaltungsbetriebe nicht ausdrücklich im 
§ 35 BauGB genannt sind, stellt die Entscheidung des BVerwG einen Auffangtatbestand 
dar. 
Mit Beschluss vom 17.12.02 – 4 C 15.01 führt das BVerwG aus, dass Massentierhaltung  
- ähnlich wie die Windkraftanlagen und der Abbau von Bodenschätzen - ausdrücklich zu 
den Massenphänomenen im Außenbereich zu zählen ist, die den Gesetzgeber veranlasst 
haben, die Privilegierung in den Fällen des § 35 Abs. 1 Nrn. 2 bis 6 BauGB unter den in § 
35 Abs. 3 Satz 3 BauGB geregelten Planvorbehalt zu stellen. 
Auch neuere Rechtsprechungen greifen auf diese Entscheidung zurück, so auch das Urteil 
des Verwaltungsgerichtes Münster mit Beschluss vom 14.04.09 (10 L 44/09) zur Geneh-
migung einer Hähnchenmastanlage in Billerbeck. Bestätigt wurde diese Rechtsauffassung 
durch das Oberverwaltungsgericht NRW mit Beschluss vom 02.06.09 (8 B 572/09). 
 
Lediglich das Verwaltungsgericht Düsseldorf weicht im Rahmen eines rechtlichen Hin-
weises von dieser Entscheidungspraxis ab (VG Düsseldorf vom 25.06.08 - 4 K 1058/08). 
Das Gericht führt aus, dass bei der Bewertung, ob ein gewerblicher Tierhaltungsbetrieb 
nur im Außenbereich ausgeführt werden soll, zu prüfen ist, ob das Vorhaben singulären 

Charakter hat. Ist zu erwarten, dass mehrere vergleichbare Vorhaben im Gemeindegebiet 
errichtet werden sollen, kann dies nach Ansicht des Gerichts eine Planungspflicht der 
Gemeinde begründen mit der Folge, dass das Vorhaben nicht im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 
4 BauGB im Außenbereich ausgeführt werden darf. 
 
Es wird deutlich, dass auch hinsichtlich der rechtlichen Beurteilung von gewerblichen 
Tierhaltungsbetrieben weiterhin Klärungsbedarf besteht. 
 
Ausschließlich die gewerblichen Tierhaltungsbetriebe fallen unter die Möglichkeit der 
Steuerung über Konzentrationszonen des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB, da nur die Nummern 
2 bis 6 des § 35 Abs. 1 BauGB dieser Regelung unterliegen. Die landwirtschaftlichen 
Tierhaltungsanlagen werden durch dieses Steuerungsmodell nicht erfasst. 
 
Die Genehmigung der Tierhaltungsbetriebe erfolgt entweder in einem Baugenehmigungs-
verfahren nach § 35 BauGB oder ab einer entsprechenden Tierzahlbelegung im Rahmen 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes. So ist z.B. ab 30.000 Hähnchen ein immissions-
schutzrechtliches Verfahren erforderlich 
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5)  Planungsrechtliche Steuerungsmöglichkeiten der Mastbetriebe durch den Regional-

plan:  
Grundsätzlich ist die Steuerung von Mastbetrieben gemäß der Regelungen des § 35 Abs. 3 
BauGB rechtlich möglich. 
 
Ziel einer regionalplanerischen Steuerung muss es sein, dass alle, also die landwirtschaft-
lichen, wie auch die gewerblichen Tierhaltungsbetriebe erfasst werden. Ein Steuerungsin-
strument muss dann insbesondere auf die Vorhaben einwirken, die ein Problem im Raum 
darstellen. Dies sind bei den Mastbetrieben, die Stallungen, die 
 

• unmittelbarer Nähe am Wohnsiedlungsbereich oder am Wohnhaus im Außenbe-
reich liegen, 

• die zukünftigen Siedlungsentwicklung räumlich einschränken oder 
• isoliert im Freiraum ohne räumliche Anbindung an die Hofstelle errichtet werden. 

 
a) Denkbar ist die Anwendung eines zweistufigen Steuerungsmodells:  

 
1. Stufe: 

Steuerung über textliche Ziele: 

 Die Steuerung der 1. Stufe erfolgt über textliche Ziele, in denen die Raumbedeutsam-
keit von Mastbetrieben definiert und die Vorrangbereiche bzw. Vorbehaltbereiche 
festgelegt werden, in denen raumbedeutsame Mastbetriebe zulässig bzw. nicht (Tabu-

bereiche) zulässig oder nur im Einzelfall (Abwägungsbereiche) zulässig sind. Die 
Festlegungen müssen dezidiert begründet werden, um eine entsprechende Bestimmt-
heitsgrad zu erreichen, der z.B. einen Ausschluss aus einem bestimmten Bereich 
rechtssicher begründet. 

 Innerhalb des allg. Freiraum- und Agrarbereiches sowie der Gewerbe- und Industrie-
ansiedlungsbereiche sind raumbedeutsame Mastbetriebe grundsätzlich möglich. 

 Mögliche sogenannte Abwägungsbereiche könnten die Bereiche für den Schutz der 
Landschaft / Erholungsbereiche sein.  

 Die Tierhaltungsbetriebe werden in der Regel fast ausschließlich innerhalb von allg. 
Freiraum- bzw. Agrarbereichen bzw. Bereichen für den Schutz der Landschaft / Erho-
lungsbereichen geplant. Diese Planzeichen erfüllen aufgrund des fehlenden Maßes an 
Bestimmtheit lediglich die Funktion eines Vorbehaltbereiches (Grundsatz). Daher 
weisen diese Bereiche nicht die erforderliche Zielqualität auf, um raumbedeutsame 
Mastbetriebe grundsätzlich auszuschließen. 

 
 Als sogenannte Tabubereiche sind die Bereiche für den Schutz der Natur, Waldberei-

che, Allgemeine Siedlungsbereiche, Abgrabungsbereiche und Überschwemmungsbe-
reiche vorstellbar. Diese Bereiche besitzen Zielqualität. 

  
 In dieser 1. Stufe werden alle landwirtschaftlichen, wie gewerblichen Mastbetriebe er-

fasst. Der generell zur Verfügung stehende Planungsraum wird im ersten Schritt um 
die sogenannten Tabubereiche (Ziele) reduziert.  

 
 Allerdings besteht auf dieser Planungsstufe noch nicht die Möglichkeit, den potentiell 

für die Ansiedlung von Mastbetrieben zur Verfügung stehende Raum weiter einzu-
grenzen. Es ist nicht möglich, die o.g. problematischen Standorte entscheidend zu 
steuern. 
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2. Stufe: 

Steuerung über die Darstellung von Vorrangbereichen mit der Wirkung als Eig-

nungsbereichen für raumbedeutsame Mastbetriebe nach § 35 Abs. 3 Satz 3 

BauGB: 
Die Stufe 1 könnte mit einer 2. Stufe erweitert werden. Ähnlich dem Steuerungsmo-
dell für die Windenergienutzung können Vorrangbereiche mit der Wirkung als Eig-
nungsbereiche im Regionalplan dargestellt werden, um raumbedeutsame Mastbetriebe 
außerhalb dieser Bereiche auszuschließen. Entsprechend der Regelung des § 35 Abs. 3 
Satz 3 werden von diesem Steuerungsmodell nur die Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nrn. 
2 bis 6 BauGB erfasst.  
 
Von den Mastbetrieben gehen folgende rechtlich zu bewertende Auswirkungen aus: 
 

• Lärm (Betrieb, Verkehre) 
• Geruch 
• Immission anderer Stoffe, z.B. Ammoniak 
• visuelle Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

 
Planerisch relevante Auswirkungen lassen sich nur aus den Gerüchen und den Ammo-
niakimmissionen ableiten. Lärmbelastungen sind nur untergeordnet zu betrachten, 
ebenso gehen die visuellen Auswirkungen der Stallungen, wie sie zurzeit im Münster-
land geplant werden, in der gekammerten Landschaft des Münsterlandes nicht über ei-
ne lokale Auswirkung hinaus. 
 
Als Abstände kann man daher, abgeleitet aus den Vorschriften des BImSchG, nur die 
Geruchsimmissionen zum Siedlungsraum (ca. 500 m) und die Ammoniakimmissionen 
zum Waldbereichen bzw. schutzwürdigen Biotopen (ca. 200 m) zugrunde legen. 
 
Bei Anwendung dieser Abstände um die schutzwürdigen Bereiche, wird immer noch 
eine relativ großer Bereich des Freiraums als „Eignungsbereich für Mastbetriebe“ 
verbleiben (s. Anlage 2). Aufgrund der nur gering anzunehmenden Abstände zum 
Siedlungsraum und zu anderen Schutzbereichen sind ein entscheidendes Abrücken der 
Masttierbetriebe vom Siedlungsraum und ein Verhindern der Zersiedelung des Frei-
raums durch isoliert liegende Stallungen nur unzureichend möglich. 
 
Da nur sehr wenige belastbare Ausschlusskriterien angewandt werden können, ist eine 
differenzierte Steuerung über die Regionalplanung nicht möglich. Eine deutliche Kon-
zentration auf einige überschaubare Eignungsbereiche, wie es bei der Windenergienut-
zung der Fall war, kann nicht erreicht werden. 
Die Klärung der Standortfragen von Tierhaltungsbetrieben würde letztlich nicht im 
Rahmen der regionalplanerischen Steuerung erfolgen, sondern wie bisher im Geneh-
migungsverfahren. 
 
 

 b) Kritische Punkte bei einer landesplanerischen Steuerung durch Eignungsberei-

che: 

 
bb) Auswirkungen der Planung: 
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Sollte die Darstellung von Eignungsbereichen im Rahmen der Fortschreibung des Regio-
nalplans, Teilabschnitt Münsterland eingeführt werden, kann von folgenden möglichen 
Auswirkungen ausgegangen werden: 
 

• zur Lösung von lokalen Problemen wird ein münsterlandweites Angebotspotential 
geschaffen, durch das auch Bedarfe geweckt werden, 

• zukünftige Entwicklung der gewerblichen Tierhaltungsbetriebe wird nur noch in 
den Eignungsbereichen stattfinden können, 

• Änderung in der landwirtschaftlichen Struktur des Münsterlandes, weg von einer 
bisher eher bäuerlichen Struktur, hin zu einer industriell geprägten Landwirtschaft 
und 

• erhebliche Probleme unter dem Aspekt der Tierhygiene und der Tierseuche: 
o Steigerung der Infektionsrisikos in den Zonen, 
o daher erhöhter Medikamenteneinsatz, 
o im Tierseuchenfall hohe Zahl der zu keulenden Tiere 

 
 

aa) Definition der Raumbedeutsamkeit: 

 

Durch einen Regionalplan können nur raumbedeutsame Vorhaben gesteuert werden. Die 
Frage der Raumbedeutsamkeit von Mastbetrieben ist derzeit nicht geklärt.  

 
In der Rechtsprechung wird eine Stallanlage für Intensivtierhaltung als raumbedeutsam 
eingeschätzt, wenn von dem einzelnen Bauvorhaben infolge seiner Größe und der von ihm 
ausgehenden Emissionen Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmittelbaren 
Nahbereich der Anlage hinausgehen, also erhebliche Auswirkungen auf den Raum zu er-
warten sind (VGH Bad.-Württ., Beschluss V. 24.07.2001 – 8 S 1306/01). 
 
D.h., die Raumbedeutsamkeit lässt sich nicht von dem relativ geringen Flächen-

verbrauch bzw. der Auswirkung der Stallanlage auf das Landschaftsbild ableiten. Da 
Stallanlagen im Münsterland als typische Erscheinungsformen im Raum auftreten, kann 
eine solche Anlage nur in äußerst seltenen Raumsituationen als eine erhebliche Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes beurteilt werden. Hinzu kommt, dass aufgrund der ge-
kammerten Landschaftsstruktur des Münsterlandes eine weitere Ausstrahlung als über den 
Nahbereich hinaus kaum auftreten werden. 
 
Auch die Schwelle der Raumbedeutsamkeit von der Anzahl der Tierzahlbelegung abhän-
gig zu machen, sagt noch nichts über die Wirkung des Betriebes auf den Raum aus. In der 
rechtsgutachterlichen Stellungnahme des Rechtsanwaltes Achelpöhler wird als Schwelle 
für die Raumbedeutsamkeit die Anzahl von Tierhaltungsplätzen vorgeschlagen, ab der 
Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung nach BImSchG durchzuführen 
sind. Bei Hähnchen wäre die Schwelle der Raumbedeutsamkeit ab 40.000 Mastplätzen er-
reicht. Entscheidend ist jedoch nicht die Anzahl der Tierhaltungsplätze, sonder die Aus-
wirkung der Anlage auf den Raum. Ein Hähnchenmastbetrieb von ca. 40.000 Hähnchen 
wirkt ca. 500 m in den Raum (z.B. Geruch). Dies kann lediglich als ein lokaler Auswir-
kungsradius betrachtet werden.  
Aber selbst, wenn dieser Weg gewählt würde, hat sich in der Praxis (z.B. Anträge in der 
Stadt Billerbeck) gezeigt, dass diese Schwelle von Seiten der Antragsteller gerne knapp 
unterschritten wird, um ein aufwendigeres immissionsschutzrechtliches Verfahren mit Öf-
fentlichkeitsbeteiligung zu vermeiden, Die Anträge werden regelmäßig für 39.900 Hähn-
chenmastplätze gestellt. Somit würde die Definition ins Leere laufen. 
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Auch ist der Ansatz in der rechtsgutachterlichen Stellungnahme über den nicht mehr gül-
tigen Abstandserlass von 1998 nicht möglich, da die neuen Regelungen diese Abstände so 
nicht mehr festlegen. 

 
 
6) Abschließende Beurteilung: 

Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass die Steuerung der Ansiedlung von Intensiv-
tierhaltungsanlagen über den Regionalplan rechtlich zulässig ist. 
Allerdings ist ein entsprechendes Steuerungsmodell, wenn überhaupt, nur sehr schwer 
rechtssicher und konzeptionell umzusetzen. Eine signifikante Konzentration auf einige 
Eignungsbereiche wird nicht erreicht werden können, da nur wenige auf Ebene der Regio-
nalplanung anzuwendende Ausschlusskriterien vorliegen. Auch ist die Grundvorausset-
zung für die Steuerung auf der regionalen Ebene, die Definition der Raumbedeutsamkeit 
bei den Stallanlagen, wie sie derzeit im Münsterland geplant werden, nicht rechtssicher 
möglich. 
 
Eine Klärung der Standortfragen würde weiter, wie bisher, über das Genehmigungsverfah-
ren erfolgen.  
In der Folge der im Münsterland flächendeckenden Darstellung von großflächigen Eig-
nungsbereichen würde sich die derzeitige bäuerliche Struktur der Landwirtschaft im 
Münsterland deutlich verändern. 

  
Die lokalen Probleme mit den Tierhaltungsbetrieben können nicht durch eine regionalpla-
nerische Steuerung, sondern nur auf der dafür zuständigen kommunalen Ebene gelöst wer-
den. 
Auch hier ist nach den derzeitigen Erkenntnissen eine Lösung nicht einfach zu realisieren. 
Die denkbaren Möglichkeiten im Rahmen der Bauleitplanung über Flächennutzungs- und 
Bebauungsplan setzen aufwendige und teilweise komplizierte Planungsprozesse voraus. 
Bis eine endgültige Rechtsposition in dieser Thematik sich herausgearbeitet hat, wird 
noch einige Zeit vergehen. Die Diskussion über die Steuerung der Tierhaltungsbetriebe ist 
zurzeit noch im Fluss.  
 
Die Vertreter der Landwirtschaft haben erkannt, dass es bei der weiteren Ansiedlung ins-
besondere von gewerblichen Mastbetrieben ein Akzeptanzproblem in der Bevölkerung 
gibt. Es wird daher gerade von dieser Seite aktiv an einer Lösung der Konfliktsituation 
gearbeitet. 

 
 

 














































